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sein müssen, die eine Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe
enthalten, welche nur über den Weg einer wertenden Beurteilung

konkretisiert werden können.
Bei Entscheiden über öffentliche Anlagen mit erheblichen

Umweltbelastungen müssen die kantonalen Fachstellen
auf der Ebene der Kantone oder das Eidg. Amt für Umweltschutz

auf der Ebene des Bundes mitwipipn können. Können
sich die Fachstellen oder das Umweltschutzamt mit • der
zuständigen Behörde nicht einigen, muss die übergeordnete
Behörde nach Abs. 3 von Art. 29 Weisungen erteilen. Auf
diese Weise lässt sich; sicherstellen, dass das zuständige Amt
für Umweltschutz gegenüber der politischen Behörde rechtzeitig

die Interessen des Umweltschutzes vertreten kann. Dem
Gesetzgeber ist es aber nicht möglich, schon ein für allemal
für den Konfliktfall dem Interesse des Umweltschutzes für
jeden Entscheid die Priorität zu geben. Die letzte Verantwortung

für die Verwirklichung von Gesetzesvorsc^nften trägt
die politische Behörde, die ja möglicherweise durch einen
Volksentscheid (Finanzreferendfan) gestützt wira|||

Verursacherprinzip
Ein wesentlicher Grundsatz ist das sogenannte l||l|j

ursacherprinzip. Das Verursacherprinzip findet seine
Ausgestaltung in Art. 3 des Entwurfes. Der Entwurf geht dabei
über die klassische Vorstellung des Verursacherprinzips
hinaus. Er verpflichtet den Verursacher nämlich nicht nur, die
finanzielle Verantwortlichkeit für Schädigungen zu übernehmen,

sondern auch andere nach diesem Gesetz vorgeschriebene

Massnahmen wie z.B. Einhaltung der Begrenzungsvorschriften,

Abgabe von Sanierungsplänen, Auskünfte usw. zu
treffen. Auf diese Weise ist der Adressat der Gesetzesvorschrift

nach Art. 3 des Gesetzes immer der Verursacher,
sofern nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. Gegen
die allgemeine Verwirklichung des Verursacherprinzips wird
oft angeführt, die starre Durchführung dieses Prinzips könne
sozial schädliche Auswirkungen etwa für Industriebetriebe
haben, die notwendige Arbeitsplätze sicherstellen, aber bei
Einhaltung der Gesetzesvorschriften ihren Betrieb einstellen
müssen. Da nun aber der vorliegende Gesetzesentwurf dem
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und der Verhältnismässigkeit

grosse Bedeutung beimisst, können auf diesem Wege bei
derartigen Konsequenzen gegenüber dem Verursacher selber
gewisse Ausnahmen gestattet werden (vgl. Art. 10 Abs. 1 b,
Art. 15 Abs. 2 und Art. 16 Abs. 2).

Wettbewerbsneutralität, Verhältnismässigkeit
Es ist selbstverständlich, dass neben diesen im Gesetz

besonders erwähnten Grundsätzen die verfassungsrechtlichen

rechtsstaatlichen Prinzipien der Rechtsanwendung auch für
dieses Gesetz gelten. Dies gilt z.B. für den Grundsatz der
Verhältnismässigkeit, der Rechtsgleichheit, der Handels- und
Gewerbefreiheit und damit auch der Aufrechterhaltung der
Wettbewerbsneutralität. Derartige Grundsätze wie z.B. der
Grundsatz der Verhältnismässigkeit wurden nur in das
Gesetz aufgenommen, soweit auf Grund dieser Grundsätze
Ausnahmen von den allgemeinen Gesetzesvorschriften
gemacht werden können.

Zusammenfassung
Der neue Entwurf zu einem Umweltschutzgesetz

versucht, mit den bestehenden klassischen Mitteln des
Verwaltungsrechts dem Problem der Umweltbelastung Herr zu
werden. Gleichzeitig schafft er die Grundlage für eine in die
Zukunft gerichtete partnerschaftliche Zusammenarbeit von
Staat und Gesellschaft. Er koordiniert das bereits bestehende
Umweltschutzrecht auf ein einheitliches, verfassungsrechtlich
vorgesehenes Gesamtkonzept der Umweltqualität und des
Vorsorgeprinzips.

Dort, wo Lücken bestehen, werden sie mit Kompetenzgrundlagen

und Aufträgen an die Exekutive ausgefüllt. In
vielen Bereichen enthält der Entwurf Rahmenvorschriften,
die durch Ausführungsbestimmungen des Bundesrates oder
der Kantone ausgefüllt werden müssen. Die sich ständig
ändernden Verhältnisse und die zunehmenden wissenschaftlichen

Erkenntnisse lassen eine starre Regelung nicht zu.
Andererseits enthält der Entwurf viele Grundsätze, Kriterien
und Beispiele, die die Verordnungsbefugnis des Bundesrates
lenken und eingrenzen.

Damit nicht nur der Private, sondern auch die Behörden
den Umweltschutz ernst nehmen, sind verschiedene
Bestimmungen vorgesehen, die sich direkt an die Behörden richten.
Im Vordergrund steht dabei die Umweltverträglichkeitsprüfung

bei der Errichtung von Anlagen.

Der Gesetzesentwurf macht aber deutlich, Umweltschutz
ist keine Aufgabe, die der Staat allein erfüllen kann. Umweltschutz

bedarf der Anstrengung von Staat und Gesellschaft.
Der Entwurf soll die Anstrengungen des Staates verstärken
und die Voraussetzungen für eine gemeinsame Bewältigimg
des Umweltproblems schaffen.

Adresse des Verfassers: Dr. Th. Fleiner, Professor für allgemeines
Staatsrecht, schweizerisches Staats- und Verwaltungs recht an der Universität

Fribourg, Riedlet 9, 1723 Marly.

Wichtige Elemente im neuen Bundesgesetz
Von Bruno Bohlen, Bern

Die im vorliegenden Gesetzesentwurf vorgesehenen
Bestimmungen bezwecken, in den vier Teilbereichen Luftreinhaltung,

Lärmbekämpfung, umweltgefährdende chemische
Stoffe und Abfälle, schädliche und lästige Einwirkungen zu
verhindern sowie bestehende Einwirkungen zu vermindern.
Das generelle Ziel besteht darin, die Umweltbelastung durch
Luftfremdstoffe, Lärm, chemische Stoffe und Abfälle derart
zu begrenzen, dass keine akuten Schäden entstehen und das
Ausmass der nicht vermeidbaren Belastung auch langfristig
tragbar ist.

Die Begrenzung der Umweltbelastung erfordert nicht
nur verschiedene Massnahmen technischer, planerischer und
organisatorischer Art, sondern auch ein geeignetes Instru¬

mentarium zur Beurteilung der Notwendigkeit und Dringlichkeit
solcher Massnahmen. Die nachfolgenden Ausführungen

befassen sich mit den in den Teilbereichen Luftreinhaltung
und Lärmbekämpfung vorgesehenen Massnahmen.

Allgemeines Konzept Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung

Bekämpfung an der Quelle
Der Gesetzesentwurf baut in den Teilbereichen Luftreinhaltung

und Lärmbekämpfung auf einem zweistufigen Konzept

auf.
Erstes und wichtigstes Gebot sind Massnahmen an der

Quelle. Durch geeignete Vorkehren muss versucht werden,
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möglichst wenig Lärm und Luftfremdstoffe überhaupt
entstehen zu lassen, oder es muss versucht werden, den Lärm

und die Luftfremdstoffe wenigstens vor ihrem Austritt aus einer

Anlage zu vermindern (z.B. durch Filter oder Lärmabschirmungen).

Hierzu dienen Vorschriften über Emissionsgrenzwerte

(Staubauswurf, Lärmabstrahlung), über den Bau und

die Ausrüstung von Anlagen (z.B. Konstruktionsrichtlinien
Brenner/Kessel, Schalldämpfung) sowie Betriebsauflagen (z.B.

Qualität von Heizöl). Diese Vorschriften sind entsprechend

Artikel 9 «Begrenzungsvorschriften» im Gesetzesentwurf

vorgesehen.

Was an Luftreinhalte- und Lärmbekämpfungstechnik an

der Quelle - auf den durchschnittlichen Fall bezogen -
technisch realisierbar und wirtschaftlich tragbar ist, muss

verwirklicht werden. Diese Forderung, d.h. die Anwendung

der «bestmöglichen» Luftreinhalte- und Lärmbekämpfungstechnik

gilt auch dann, wenn keine konkrete
Umweltgefährdung vorhanden ist.

Diese erste Stufe des Luftreinhalte- und Lärmbekämpfungskonzepts

trägt dem Vorsorgeprinzip Rechnung. Wenn

der technische Fortschritt zur Emissionsverminderung an der

Quelle rascher vor sich geht, als die emissionsträchtigen

Aktivitäten zunehmen, darf längerfristig mit einer Abnahme

der Umweltbelastung gerechnet werden.

Massgebendes Kriterium für diese erste Stufe ist somit

die technisch-wirtschaftliche Realisierbarkeit von
Emissionsbegrenzungen. Die Umweltqualität wird dabei nicht in
Betracht gezogen.

Zusätzliche Massnahmen

Durch Anwendung der bestmöglichen Luftreinhalte- und

Lärmbekämpfungstechnik an der Quelle besteht allerdings

keine Gewähr, dass in jedem Fall schädliche oder lästige

Einwirkungen durch Abgase, und Lärm verhindert werden

können.
Diese Situation kann z.B. dann eintreten, wenn der

technische Fortschritt zur Emissionsverminderung nicht
ausreicht, um eine andauernde Zunahme der Umweltbelastung

zu verhindern. Wenn eine übermässige Umweltbelastung zu

entstehen droht, so verlangt der Gesetzesentwurfmit Artikel 10,

Absatz 2 eineVerschärfung der Begrenzungsvorschriften. Die
zweite Stufe des Konzeptes sieht in Ergänzung zu der best-

Zusätzliche Massnahmen

(Art. 10, Abs. 2)

Massgebendes Kriterium:

- Umweltqualität

Beispiele von Massnahmen:

- verschärfte Begrenzungsvorschriften

- Wahl besserer Standorte

- zeitliche und örtliche Betriebseinschränkungen

- Verbote

Bestmögliche Luftreinhaltetechnik

(Art. 10, Abs. 1)

Massgebende Kriterien:

- Art, Ausmass und Auswirkungen der Emissionen

- technische und betriebliche Realisierbarkeit von Massnahmen

- wirtschaftliche Belastung

Form der Vorschriften:

- Emissionsgrenzwerte

- Bau- und Ausrüstungsvorschriften

- Betriebsvorschriften

möglichen Luftreinhalte- und Lärmbekämpfungstechnik
sogenannte zusätzliche Massnahmen vor. Sie können darin bestehen,

das technische Verfahren zu verbessern, über besondere

zeitliche und örtliche Betriebsbeschränkungen zu verfügen

oder bautechnische Schutzvorkehren (z.B. Kaminerhöhung
oder Schallschutzwände) zu treffen. Allenfalls kann für ortsfeste

Anlagen die Wahl eines anderen, geeigneteren Standortes.

nötig, sein, oder es müssen gewisse Verfahren und Betriebsarten

sogar verboten werden.

Im Bereich der Lärmbekämpfung kann es zudem nötig
sein - allerdings als letzter Ausweg und im Sinne einer

blossen Ersatzlösung - bei den vom Lärm Geplagten
Schutzmassnahmen zu treffen. Bei diesen sogenannten
Ersatzmassnahmen handelt es sich um passive Schutzmassnahmen,

wie Einbau von schallisolierenden Fenstern und

gewisse Nutzungsänderungen von Räumen in Gebäuden an

lärmigen Strassen.

Massgebendes Kriterium für diese zweite Stufe, d.h. die

Verpflichtung zu zusätzlichen Massnahmen, ist die drohende

Entstehung einer übermässigen Umweltbelastung, bzw. die

Umweltqualität.

Immissionsgrenzwerte

Die zweite Stufe setzt das Vorhandensein von
Beurteilungskriterien voraus, wann eine übermässige Umweltbelastung

vorhanden ist oder zu entstehen droht. Hierfür sieht

das Gesetz Immissionsgrenzwerte vor, im Teilbereich
Lärmbekämpfung zusätzlich Rieht- und Alarmwerte.

Gemäss Artikel 7 legt der Bundesrat die Immissionsgrenzwerte

fest. Es wird damit zum Ausdruck gebracht, dass

sie gesamtschweizerisch gleich sein sollen. Sie bestimmen das

zumutbare Mass von Immissionen. Die Vollzugsbehörden
müssen durch ihre Anordnungen dafür sorgen, dass die

Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden. Artikel 8

umschreibt die Kriterien, nach denen der Bundesrat die

Grenzwerte festzulegen hat.

Am Vergleich der tatsächlich vorhandenen Immissionen

mit den Immissionsgrenzwerten lässt sich die Notwendigkeit
und Dringlichkeit von zusätzlichen Massnahmen zur
Schadenverhütung ermitteln. In diesem Sinne sind Immissionsgrenzwerte

in erster Linie ein Indikator, wann zusätzliche

Massnahmen ergriffen werden müssen. Sie sind damit ein

Entscheidungskriterium für die Behörden. Logischerweise wird
es für Schadstoffe in der Luft und im Boden und für
verschiedene Lärmarten eine ganze Anzahl von
Immissionsgrenzwerten geben. Für Lärm werden sie sogar abgestuft

nach Nutzungsart und Tag/Nacht sein. Der Einfachheit
halber wird nachfolgend von einem Grenzwert gesprochen.

Für eine wirksame Lärmbekämpfung genügt der

Immissionsgrenzwert allein nicht, es ist ein erweitertes Instrumentarium

nötig. Wie bereits erwähnt, sind in Ergänzung zum

Immissionsgrenzwert, ein Richtwert und ein Alarmwert
vorgesehen. Der Richtwert liegt 5-10 dB(A) tiefer als der

Immissionsgrenzwert, der letzte, soweit er den Strassenlärm

betrifft, wird etwa dem vergleichbaren Grenzrichtwert
entsprechen, wie er seinerzeit von einer Eidg. Expertenkommission

empfohlen und im Bericht «Lärmbekämpfung in der

Schweiz (1963)» festgehalten wurde. Der Richtwert dient
einerseits dazu, bei neuen ortsfesten Anlagen die Anforderungen

bezüglich Emissionsbegrenzung und Standort festzulegen,

anderseits dient er der zweckmässigen Ausscheidung von
neuen Siedlungs- und Erholungsgebieten.

Die Anwendung des Richtwertes als Projektierungs- und

Planungsgrundlage bezweckt, eine Überschreitung des

Immissionsgrenzwertes vorsorglich im Hinblick darauf zu verhindern,

dass mit der Zeit mehrere Emittenten zur Gesamtlärmimmission

beitragen können.
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